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Mit den Änderungen der Emissionshan-
delsrichtlinie im Rahmen des Fit for 55-
Pakets wird ein neues Emissionshan-
delssystem für (primär) den Gebäudebe-
reich und den Straßenverkehr (Emissi-
onshandel 2, EHS 2) eingeführt. Es wird 
damit ein EU-weites Cap-and-Trade Sys-
tem geschaffen, in dem die Zahl der 
Emissionsberechtigungen festgelegt 
wird, die die Kraftstoffhändler für die 
von ihnen in Verkehr gebrachten Kraft-
stoffe verursachten Treibhausgasemissi-
onen erwerben und abgeben müssen. 
Dieses soll parallel zu den Verpflichtun-
gen der Mitgliedstaaten nach der Las-
tenteilungsverordnung funktionieren, 
d.h. sie müssen weiter ihre verbindli-
chen, nationalen Treibhausgasemissi-
onsminderungsziele erreichen.

In den vergangenen Jahren haben ei-
nige Mitgliedstaaten nationale CO2-Be-
preisungsmechanismen eingeführt, um 
jene Verpflichtungen zu. So hat 
Deutschland ein Brennstoffemissions-
handelsgesetz (BEHG) eingeführt, nach 
dem – ähnlich wie das EHS 2 – eine Ver-
pflichtung für Inverkehrbringer von 
Kraftstoffen zum Kauf und zur Abgabe 
von Emissionsberechtigungen geschaf-
fen wurde. Generell stellt sich damit die 
Frage, ob und wenn ja, welche Maßnah-
men die Mitgliedstaaten neben dem 
neuen EHS 2 auf nationaler Ebene noch 
treffen oder beibehalten können, um 
ihre Pflichten nach der Lastenteilungs-
verordnung zu erfüllen.  

Nach einer Erklärung des neuen EHS 2, 
sowie der Funktionsweise etwaiger nati-
onaler Systeme am Beispiel des deut-
schen BEHG, wird kurz auf die (energie-
wirtschaftlichen) Gründe für ein mögli-
ches Nebeneinander von nationalen 

CO2-Bepreisungssystemen und dem 
EHS 2 eingegangen. Im Fokus des Auf-
satzes steht dabei die rechtliche Bewer-
tung eines solchen Nebeneinanders. 
Dazu werden zunächst die Bestimmun-
gen der Emissionshandelsrichtlinie 
selbst untersucht, sowie weitere Rege-
lungen des EU-Primärrechts. Auch wird 
ein kurzer Vergleich zum Carbon Price 
Floor gezogen, den Großbritannien sei-
nerzeit parallel zum Emissionshandel 
für Industrie und Energiewirtschaft ein-
geführt hatte.  

Kernergebnisse 

▶ Das neue EHS 2 hebt die Verpflichtun-
gen der Mitgliedstaaten zur Minderung
von Treibhausgasemissionen nach der
Lastenteilungsverordnung nicht auf.
Die Einführung oder Beibehaltung na-
tionaler CO2-Bepreisungssysteme ne-
ben dem EHS 2 kann daher für die Mit-
gliedstaaten sinnvoll sein.

▶ Die Emissionshandelsrichtlinie verbie-
tet ein Nebeneinander von nationalen
CO2-Bepreisungssystemen und dem
EHS 2 nicht. Zwar ist nur die (über-
gangsweise) parallele Existenz von
CO2-Steuern ausdrücklich geregelt.
Dies ist aber nicht als Ausschluss ande-
rer Gestaltungsoptionen zu verstehen.

▶ Generell sollten nationale CO2-Beprei-
sungssysteme neben dem EHS 2 mit
den EU-Recht vereinbar sein, wobei
etwa Art. 193 AEUV es den Mitglied-
staaten ausdrücklich ermöglicht ver-
stärkte Schutzmaßnahmen zu treffen.

▶ Damit könnte ein Mitgliedstaat ein na-
tionales CO2-Bepreisungssystem neben
dem EHS 2 einführen, oder – wie im
Falle Deutschlands – ein nationales
System wie das BEHG beibehalten.


